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18. die Verteidigungslasten im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte, 

19. die Wiedergutmachung. 

§8 
Das Staatsministerium für Wirtschaft 

und Verkehr 
Der Geschäftsbereich des Staatsministeriums 

für Wirtschaft und Verkehr umfaßt die Angelegen­
heiten der gewerblichen Wirtschaft sowie das Ver­
kehrswesen, insbesondere: 

1. das Gewerberecht sowie die Durchführung der 
Verwaltungsaufgaben im Recht der Industrie­
und Handelskammern, der Handelsgesell­
schaften und der wirtschaftlichen Vereine, 

2. das Handwerksrecht, 
3. das Preisrecht, die gesamte Preisbildung und 

Preisüberwachung, das Wirtschaftsrecht, das 
Wettbewerbsrecht und die Kartellaufsicht, 

4. das Bergwesen, die geologische Landesunter­
suchung und Dokumentation sowie die Förde­
rung der Aufsuchung von Bodenschätzen und 
Wasservorkommen, 

5. die Ausnutzung der Atomenergie zu wirtschaft­
lichen Zwecken - unbeschadet § 11 Nr. 2 -, 

6. die Angelegenheiten der Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl und der wirtschaftlichen Inte­
gration, 

7. die Aufsicht bzw. Betreuung hinsichtlich der öf­
fentlich-rechtlichen bzw. durch staatliche Mit­
tel geförderten Anstalten und Einrichtungen 
der gewerblichen Wirtschaft einschließlich der 
Berufsausbildung und Fortbildungseinrichtun­
gen - unbeschadet der Schulaufsicht durch das 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus-, 

8. die Angelegenheiten der gewerblichen Berufs­
vertretungen, das gewerbliche Ausstellungs­
und Messewesen, das Genossenschaftswesen 
und die Angelegenheiten der Wirtschaftsprüfer 
und verwandter Berufe, 

9. die allgemeine Wirtschaftsförderung, Kredit­
programme und Investitionsfragen, die Angele­
genheiten der Rationalisierung, der Erfinder­
förderung und die Förderung der wirtschafts­
nahen Forschung, 

10. die Angelegenheiten der Grenzgebiete und 
strukturschwachen Gebiete einschließlich der 
Frachthilfe sowie das öffentliche Auftrags­
wesen einschließlich der Deckung des Verteidi­
gungsbedarfs und der Beteiligung der bayeri­
schen Wirtschaft an den Beschaffungen des 
Bundes, soweit nicht im Zusammenhang mit 
dem Bauwesen die Zuständigkeit des Staats­
ministeriums des Innern und, wenn Bauangele­
genheiten der Finanzverwaltung in Betracht 
kommen, die Zuständigkeit des Staatsministe­
riums der Finanzen gegeben ist, 

11. den Fremdenverkehr, 
12. das Meß-und Eichwesen, 
13. die Börsen-, Banken- und Versicherungsauf­

sicht, das Währungswesen sowie das Wert­
papier-und Emissionswesen, 

14. den Binnenhandel und die Außenwirtschaft, 
die innerdeutschen Wirtschafts beziehungen so­
wie den Warenverkehr mit West-Berlin, 

15. das Straßenverkehrswesen - unbeschadet § 3 
Nr.11 und § 11 Nr. 2 - und die Angelegenheiten 
des gewerblichen Straßenpersonen-und Stra­
ßengü terver kehrs, 

16. die Angelegenheiten der Binnenschiffahrt und 
der Schiffahrt auf dem bayerischen Bodensee­
anteil, 

17. die Angelegenheiten des Luftverkehrs ein­
schließlich der Luftfahrtforschung und den 
Wetterdienst - unbeschadet § 5 Nr.2 und § 11 
Nr. 2 -, 

18. die Angelegenheiten des Eisenbahn-und Berg­
bahnwesens sowie die Angelegenheiten des 
Postwesens, 

19. den Vollzug des Art. 160 der Verfassung. 

§9 

Das Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Der Geschäftsbereich des Staatsministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten umfaßt 
die Angelegenheiten der Volksernährung, der Land­
wirtschaft und des Forstwesens, insbesondere: 

1. Ackerbau einschließlich Saatzucht und Pflan­
zenschutz (Schädlingsbekämpfung), 

2. Wein-, Obst- und Gartenbau und landwirt­
schaftliche Sonderkulturen, 

3. Grünlandwirtschaft einschließlich Almwirt­
schaft und Weiderecht, 

4. Moor-, Torf- und Ödlandwirtschaft, 

5. Tierzucht einschließlich Fischzucht und Bie­
nenhaltung, Verkehr mit Futtermitteln sowie 
Hufbeschlag und Hufbeschlagschulen, ferner 
die Angelegenheiten der Pferderennen, Renn­
vereine und Buchmacher sowie das Totalisator­
wesen, 

6. die fachliche Beratung und Fortbildung der 
Landwirte sowie die Förderung der ländlichen 
Hauswirtschaft, die Lehre und Gehilfenfortbil­
dung in der Landwirtschaft, der ländlichen 
Hauswirtschaft und den landwirtschaftlichen 
Sonderberufen einschließlich der Lehrlingsver­
mittlung und der Landjugendberatung und die 
Ausbildung in den land- und forstwirtschaftli­
chen Fachschulen (einschließlich der höheren 
Fachschulen), Fachakademien und Ausbil­
dungsstätten und in den Lehrgängen auf den in 
den Nummern 1 bis 5, 13 und 16 genannten 
Fachgebieten, 

7. die grundsätzlichen Fragen der Agrarwirt­
schaft, die landwirtschaftliche Betriebswirt­
schaft und die Feststellung der landwirtschaft­
lichen Ertragslage, 

8: das landwirtschaftliche Kreditwesen und die 
Staatsaufsicht über die Münchener Hypothe­
kenbankeG, 

9. die Flurbereinigung und die Förderung der 
Landtechnik, 
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10.' die Angelegenheiten der landwirtschaftlichen 
Berufsvertretung, der landwirtschaftlichen 
Vereinigungen und Genossenschaften sowie 
das landwirtschaftliche Ausstellungswesen, 

11. den landwirtschaftlichen Grundstücksverkehr 
und das landwirtschaftliche Pachtwesen, 

12. die ländliche Siedlung, die Eingliederung der 
Heimatvertriebenen in der Landwirtschaft und 
die Seßhaftmachung und Bodenreform, 

13. das Jagd- und Fischereiwesen, 

14. Ein- und Ausfuhr sowie Vorratshaltung von 
Nahrungsgütern, 

15. die Markt- und Absatzfragen für Erzeugnisse 
der Landwirtschaft und Fischerei und den Voll­
zug der für solche Erzeugnisse erlassenen 
Marktordnungsgesetze, 

16. die Milchwirtschaft und das Molkereiwesen, 
die milchwirtschaftliehe Ausbildung und die 
Angelegenheiten der Molkereischulen - unbe­
schadet der Aufgaben der Hochschulen auf die­
sen Gebieten -, 

17. Ausfuhr von Rohholz und die Holzwirtschafts­
statistik, 

18. die Verwaltung und Bewirtschaftung der 
Staatsforsten einschließlich der Staatsjagden 
und Triftanstalten, 

19. die Aufsicht über die Gemeinde- , Stiftungs­
und Körperschaftswaldungen und die Bewirt­
schaftung dieser Waldungen, soweit sie der 
Staatsforstverwaltung auf Grund Gesetzes 
oder Vertrags zusteht, 

20. die Förderung der Privatwaldwirtschaft, 

21. die Fachaufsicht über den Vollzug der gesetzli­
chen Bestimmungen zum Schutz der Wälder. 

§ 10 

Das Staatsministerium für Arbeit 
und Sozialordnung 

Der Geschäftsbereich des Staatsministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung umfaßt die arbeits­
rechtlichen und sozialen Angelegenheiten, insbe­
sondere : 

1. das Arbeitsrecht (Arbeitsvertrags- und Ar­
beitsschutzrecht sowie kollektives Arbeits­
recht einschließlich des Betriebsverfassungs­
rechts) und die Angelegenheiten der Arbeits­
gerichtsbarkeit, 

2. das Lohn-, Tarif- und Schlichtungswesen, 

3. die Angelegenheiten der Arbeitsvermittlung 
und der Berufsberatung sowie der Arbeits­
losenversicherung einschließlich der wert­
schaffenden Arbeitslosenfürsorge, 

4. die Berufsnachwuchsplanung, die Berufshilfe 
und die berufliche Förderung der Jugend - un­
beschadet § 6 Nrn. 1 und 4, § 8 Nr. 7 und § 9 Nr. 6 
- sowie arbeitspädagogische und arbeitspsy­
chologisehe Fragen, 

5. die Angelegenheiten der Heimkehrer, des Mut­
terschutzes, der Heimarbeit und der Frauen­
arbeit sowie die Ehrung von Arbeitsjubilaren, 

6. die Gesundheitsvor- und Gesundheitsfürsorge, 

das Krankenhauswesen, die sport- und bäder­
medizinischen Fragen, die Geschäftsführung 
des Landesgesundheitsrats, 

7. die Versorgung der Kriegsbeschädigten und 
Kriegshinterbliebenen, die Versorgung der An­
gehörigen von Kriegsgefangenen und den Voll­
zug des Häftlingshilfegesetzes, 

8. die Sozialversicherung (gesetzliche Kranken­
versicherung, Unfallversicherung, Rentenver­
sicherung der Arbeiter und Angestellten und 
Knappschaftliehe Versicherung), 

9. die Handwerkerversorgung, die Alterssiche­
rung der Landwirte, die Gewährung von Pflege­
geld an Zivilblinde und die Kindergeldgewäh­
rung, 

10. die Aufsicht über die Sozialversicherungsträ­
ger und deren Verbände, die Familienaus­
gleichskas~en und die Versicherungsbehörden, 

11. die Angelegenheiten der Sozialgerichtsbarkeit, 

12. den Arbeitsschutz einschließlich des Betriebs­
schutzes, des Arbeitszeitschutzes, des Sonder­
arbeitsschutzes für Jugendliche und Frauen, 
der Arbeitsmedizin mit den Berufskrankheiten, 
der Gewerbeaufsicht und der Gewerbehygiene 
sowie die Überwachung überwachungsbedürf­
tiger Anlagen, jeweils soweit nicht die Zustän­
digkeit der Staatsministerien des Innern, für 
Wirtschaft und Verkehr oder für Landesent­
wicklung und Umweltfragen gegeben ist, 

13 . die Sozialhilfe, die Jugendfürsorge und den Ju­
gendschutz, die Kriegsopferfürsorge und die 
Schwerbehindertenfürsorge, 

14. die Angelegenheiten der Familienhilfe, 

15. die Aufsicht über den Technischen Überwa­
chungsverein München e.V, 

16. die Angelegenheiten des Lastenausgleichs ein­
schließlich des Feststellungsverfahrens, der 
Altsparerentschädigung und des Währungsaus­
gleichs - unbeschadet § 7 Nr. 5 -, 

17 . die Angelegenheiten der Kriegsgefangenenent­
schädigung und der Gräber der Opfer von 
Krieg und Gewaltherrschaft, 

18. das Wohnungswesen einschließlich der Wohn­
raumbewirtschaftung, 

19. die Angelegenheiten der Vertriebenen, Flücht­
linge, Evakuierten und heimatlosen Ausländer 
einschließlich der wirtschaftlichen Eingliede­
rung und der Mitwirkung bei der Pflege der 
Kultur der Vertriebenen und Flüchtlinge sowie 
des Lagerwesens. 

§1l 

Das Staatsministerium für Landesentwicklung 
und Umweltfragen 

Der Geschäftsbereich des Staatsministeriums 
für Landesentwicklung und Umweltfragen umfaßt 
die Aufgaben der Landesentwicklung und die Um- . 
weltfragen, insbesondere: 

1. die Raumordnung und die Landesplanung, vor 
allem die Aufstellung von Zielen der Raumord­
nung und Landesplanung und die Ermittlung 
und Fortschreibung der für die räumliche Ent-
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wicklung bedeutsamen Tatsachen und Entwick­
lungen (Raumbeobachtung), 

2. vorausschauende Feststellung von Schädigun­
gen und Gefahren für die Natur, die Landschaft, 
den Boden, das Wasser und die Luft, ferner 

a) die Planung und bei der Rechtsetzung die 
Federführung in den Fragen des Immissions­
schutzes, insbesondere des Schutzes gegen 
Luftverunreinigungen, Schall, Erschütterun­
gen, Licht oder Wärme (ausgenommen das 
Baurecht), des Schutzes vor den Gefahren der 
Kernenergie, des Strahlenschutzes und in 
Fragen der Abfallbeseitigung, jeweils im Ein­
vernehmen mit dem Staatsministerium, des­
sen Geschäftsbereich betroffen ist, 

b) Erarbeitung von Zielvorstellungen für den 
. Gewässerschutz, 

c) nach Maßgabe besonderer Rechtsvorschrif­
ten die Angelegenheiten des Atomrechts, des 
Strahlenschutzes und des Immissionsschut­
zes, 

d) Mitwirkung in grundsätzlichen Fragen des 
Vollzugs der Rechtsvorschriften zum Schutz 
gegen Baulärm, gegen Fluglärm, von Immis­
sionsschutzvorschriften im Straßenverkehrs­
recht und von sonstigen Rechtsvorschriften, 
die auf die Ziele des Buchstaben a gerichtet 
sind, 

3. den Naturschutz, den Landschaftsschutz und­
unbeschadet der Zuständigkeiten des Staatsmi­
nisteriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten - die Limdschaftspflege, 

4. Koordinierung der Angelegenheiten von Freizeit 
und Erholung, 

5. die Koordinierung aller die Landesentwicklung 
berührenden Planungen. 

§ 12 

Das Staatsministerium für Bundes­
und Europaangelegenheiten 

1 Der Geschäftsbereich des Staatsministeriums 
für Bundes- und Europaangelegenheiten umfaßt 
die Vertretung des Freistaates Bayern beim Bund, 
die Mitwirkung in auswärtigen Angelegenheiten, 
in Angelegenheiten der innerdeutschen Beziehun­
gen und in Angelegenheiten der Verteidigungspoli­
tik sowie die Förderung der Belange Bayerns ge­
genüber zwischenstaatlichen Einrichtungen. 2ZU 
den Aufgaben des Staatsministeriums für Bundes­
und Europaangelegenheiten mit seinen Dienststel­
len in Bonn, München und Brüssel (Informations­
büro des Freistaates Bayern) gehören insbesondere: 

1. Stimmführung und Vertretung Bayerns im Bun­
desrat, 

2. Beobachtung aller wichtigen politischen Vor­
gänge beim Bund und den Europäischen Ge­
meinschaften sowie die Sammlung und Nutzbar­
machung entsprechender Informationen, 

3. Herstellung von Kontakten und Pflege der Ver­
bindungen der Staatsregierung 

a) zur Bundesregierung, 

b) zum Deutschen Bundestag, 

c) zu den Organen der Europäischen Gemein­
schaften, 

d) zu den mit Europafragen befaßten deutschen 
Stellen in Brüssel und zu den bei den Euro­
päischen Gemeinschaften akkreditierten Per­
sonen, 

e) zu anderen internationalen Organisationen 
in Brüssel, 

und regelmäßige Information des Ministerpräsi­
denten und der weiteren Mitglieder der Staats­
regierung über die von diesen Stellen verfolgte 
allgemeine Politik und verfolgten Absichten, 

4. Einbringung der Interessen der Staatsregierung 
im Sinn der Wahrung der bundesstaatlichen 
Ordnung in die Bundespolitik, Wahrnehmung 
der Interessen der Staatsregierung gegenüber 
den Organen der Europäischen Gemeinschaften 
und wirkungsvolle Darst~~lung der Interessen 
der Staatsregierung in der Offentlichkeit; hierzu 
gehört auch die Unterrichtung interessierter 
Stellen in Brüssel über Entwicklungen in Bayern 
mit europäischem Bezug, 

5. Information vor allem der bayerischen Wirt­
schaft, insbesondere kleiner und mittlerer Un­
ternehmen, über Förderungsmöglichkeiten der 
Europäischen Gemeinschaften sowie Vorabklä­
rung und Begleitung entsprechender Anträge 
vor Ort, 

6. wirksame und umfassende Information und Un­
terstützung der Staatskanzlei und der Staatsmi­
nisterien bei der Wahrnehmung der diesen zuge­
wiesenen Aufgaben gegenüber den Organen des 
Bundes und der Europäischen Gemeinschaften, 

7. Information des Landtags und des Senats über 
Europaangelegenhei ten. 

3Die Erfüllung der Aufgaben, die den übrigen Ge­
schäftsbereichen und der Staatskanzlei in dieser 
Verordnung zugewiesen sind, bleibt unberührt. 

§ 13 

Besondere Bestimmungen 

(1) 1 Für die Behandlung von Gesetz- und Verord­
nungsentwürfen im Bereich der Bundesgesetzge­
bung und der Landesgesetzgebung sowie von Ent­
würfen für Rechtsvorschriften der Europäischen 
Gemeinschaften ist das für den jeweiligen Gegen­
stand nach den §§ 3 bis 12 zuständige Staatsmini­
sterium federführend. 2§§ 1, 4 Nr. 2, § 7 Nr. 2 und § 11 
Nr.2 bleiben unberührt. 

(2) Für den Vollzug der Gesetze und Verordnun­
gen, für die Regelung des Verfahrens der Behörden 
und für die Aufsicht über die Behörden und Beam­
ten ist unbeschadet besonderer Vorschriften und 
des § 3 Nr.1 jedes Ministerium innerhalb seines Ge­
schäftsbereichs zuständig. 

(3) Die Ministerien haben in allen Angelegenheiten, 
die den Geschäftskreis eines anderen Ministeriums 
berühren, dieses an der Erledigung zu beteiligen. 

(4) Vorlagen in Personalangelegenheiten, die der 
Beschlußfassung der Staatsregierung vorbehalten 
sind, werden von dem Ministerium erstellt, in des­
sen Haushalt die betreffenden Planstellen ausge­
bracht sind. 
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(5) In allen Bauangelegenheiten haben sich die 
Ministerien der Baubehörden der inneren Verwal­
tung zu bedienen, soweit nicht die Finanzbauver­
waltung zuständig ist. 

§ 14 

Schlußbestimmungen 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1957 in 
Kraft*). 

(2) Sie ist Bestandteil der Geschäftsordnung der 
Bayerischen Staatsregierung. 

' ) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Verordnung in 
der ursprünglichen Fassung vom 19. Dezember 1956 (GVBl 
S. 434). 

253 
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791-5-8-U 

Verordnung 
über den "Naturpark Frankenwald" 

Vom 5. Juli 1988 

Auf Grund von Art. 11, 45 Abs. 1 Nr. 2 und Art. 37 
Abs.2 Nr.l des Bayerischen Naturschutzgesetzes -
BayNatSchG - (BayRS 791-1-U), zuletzt geändert 
durch § 7 des Gesetzes vom 16. Juli 1986 (GVBl 
S.135), erläßt das Bayerische Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen fol­
gende Verordnung: 

§ 1 

Schutzgegenstand 

(1) IDas Gebiet des FrankenwaIds in den Land­
kreisen Bayreuth, Hof, Kronach und Kulmbach 
wird in den in § 2 näher bezeichneten Grenzen als 
Naturpark festgesetzt. 2Das Gebiet hat eine Größe 
von ca. 97 170 Hektar. 

(2) Der Naturpark erhält die Bezeichnung "Na­
turpark Frankenwald " . 

(3) Träger des Naturparks ist der "Verein Natur­
park Frankenwald e. V" mit Sitz in Kronach. 

§ 2 

Naturparkgrenzen 

(1) Die Grenzen des Naturparks sind in einer 
Karte M = 1:100000, die als Anlage Bestandteil 
dieser Verordnung ist, grob dargestellt. 

(2) 1 Die genauen Grenzen des Naturparks sind in 
einer Karte M = 1: 25000 eingetragen, die beim 
Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen als oberster Naturschutzbehörde 
niedergelegt ist und auf die Bezug genommen wird. 
2Maßgebend für den Grenzverlauf ist der Eintrag 
in dieser Karte. 3Weitere Ausfertigungen dieser 
Karte befinden sich bei der Regierung von Ober­
franken als höherer Naturschutzbehörde sowie bei 
den Landratsämtern Bayreuth, Hof, Kronach und 
Kulmbach als unteren Naturschutzbehörden. 

(3) Die Karten werden bei den in Absatz 2 ge­
nannten Behörden archivmäßig verwahrt und sind 
dort während der Dienststunden allgemein zu­
gänglich. 

§ 3 

Schutzgebiete 

Die besonderen naturschutzrechtlichen Vorschrif­
ten über Naturschutzgebiete, Landschaftsschutz­
gebiete, Naturdenkmäler und über den Schutz von 
Landschaftsbestandteilen und Grünbeständen in­
nerhalb des Naturparks bleiben unberührt. 

§4 

Schutzzweck 

Zweck der Festsetzung des Naturparks ist es, 

1. das Gebiet entsprechend dem Einrichtungsplan 
(§ 5 Nr. 1) zu entwickeln und zu pflegen, 

2. die sich für die Erholung eignenden Land­
schaftsteile der Allgemeinheit zugänglich zu ma­
chen und zu erhalten, soweit die ökologische 
Wertung dies zuläßt, 

3. in den Schutzgebieten die Ziele und Grundsätze 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
nach Maßgabe der jeweiligen Rechtsverordnung 
zu verwirklichen. 

§5 

Aufgaben des Naturparkträgers 

Der Träger des Naturparks hat insbesondere 

1. eine Planung zu erstellen, die vor allem die Maß­
nahmen zur Pflege des Gebiets und zu dessen 
Entwicklung zum Erholungsraum enthält (Ein­
richtungsplan), sie durchzuführen und bei Be­
darf fortzuschreiben, 

2. Maßnahmen des Naturschutzes, insbesondere 
des Schutzes und der Pflege der Pflanzen- und 
Tierwelt, durchzuführen und zu fördern, 

3. das Naturparkgebiet zu erhalten, zu gestalten 
und zu pflegen, insbesondere die Vielfalt, Eigen­
art und Schönheit des Landschaftsbildes für die 
Allgemeinheit zu bewahren, 

4. die Erholung im Naturpark zu fördern, 

5. die Bevölkerung über den Schutzzweck und die 
Maßnahmen im Naturpark zu unterrichten. 

§6 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1988 in Kraft. 

München, den 5. Juli 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Alfred D i c k, Staatsminister 
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2236-2-3- 5- K 

Zweite Verordnung 
zur Änderung der Fünften Verordnung 

zur Einführung der beruflichen Grundbildung in Bayern 
- Einführung der beruflichen Grundbildung im Berufsfeld 

"Ernährung und Hauswirtschaft" , 
Schwerpunkt "Gastgewerbe und Hauswirtschaft" 

(gastgewerbliche Berufe)-

Vom 5. Juli 1988 

Auf Grund des Art. 17 Abs. 2 des Gesetzes über 
das berufliche Schulwesen (GbSch) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 29. Juli 1986 (GVBl 
S. 192, BayRS 2236-1-1-K) erläßt das Bayerische 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus im 
Einvernehmen mit den Bayerischen Staatsministe­
rien der Finanzen und für Wirtschaft und Verkehr 
folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Fünfte Verordnung zur Einführung der be­
ruflichen Grundbildung in Bayern - Einführung 
der beruflichen Grundbildung im Berufsfeld "Er­
nährung und Hauswirtschaft" , Schwerpunkt 
" Gastgewerbe und Hauswirtschaft" (gastgewerbli­
che Berufe) - (BayRS 2236- 2-3-5-K) , geändert 
durch Verordnung vom 2. März 1984 (GVBl S. 203) , 
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

,, § 2 

1 Die Vermittlung der beruflichen Grundbil­
dung erfolgt in der Form des Berufsgrundbil­
dungsjahres in kooperativer Form. 2Sie wird flä­
chendeckend vom Schuljahr 1989/90 an durch­
geführt. " 

2. Dem § 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

,,2Er umfaßt bei Teilzeitunterricht an einzelnen 
Wochentagen zwei Tage in der Woche und bei 
Blockunterricht 16 Wochen im Schuljahr. " . 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 1988 in 
Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt sie für die Be­
reiche der Berufsschulen Lindau und Regensburg 
am 1. August 1989 in Kraft. 

München, den 5. Juli 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Hans Zeh e t m a i r, Staa tsmini ster 
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2236-2-3-9-K 

Zweite Verordnung 
zur Änderung der Neunten Verordnung 

zur Einführung der beruflichen Grundbildung in Bayern 
- Einführung der beruflichen Grundbildung im Ausbildungsberuf 

Hauswirtschafter/Hauswirtschafterin -

Vom 13. Juli 1988 

Auf Grund des Art. 17 Abs. 2 des Gesetzes über 
das berufliche Schulwesen (GbSch) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 29. Juli 1986 (GVBl 
S. 192, BayRS 2236-1- 1- K) erläßt das Bayerische 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus im 
Einvernehmen mit den Bayerischen Staatsministe­
rien der Finanzen und für Wirtschaft und Verkehr 
folgende Verordnung: 

§ 1 

§ 1 der Neunten Verordnung zur Einführung der 
beruflichen Grundbildung in Bayern - Einführung 
der beruflichen Grundbildung im Ausbildungs­
beruf Hauswirtschafter/Hauswirtschafterin 
(BayRS 2236-2-3-9-K), geändert durch Verord­
nung vom 2. März 1984 (GVBl S.99), erhält fol­
gende Fassung: 

,, § 1 

Im Ausbildungsberuf "Hauswirtschafter/Haus­
wirtschafterin" wird vom Schuljahr 1989/90 an 
berufliche Grundbildung eingeführt. " . 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1988 in 
Kraft . 

München, den 13 . Juli 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

I. V Otto Meyer, Staatssekretär 
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2235-1-1-2-10-J( 

Verordnung 
über den Ausbau staatlicher Gymnasien 

im Jahr 1988 

Vom 20. Juli 1988 

Auf Grund des Art. 20 Abs. 1 des Bayerischen Ge­
setzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Unter­
richt und J(ultus folgende Verordnung: 

§ 1 

Dem § 1 Abs. 1 der Verordnung über den Ausbau 
staatlicher Gymnasien im Jahr 1981 vom 17. Juli 
1981 (GVBI S . 245, BayRS 2235- 1-1-2-10-J(), ge­
ändert durch Verordnung vom 16. Mai 1986 (GVBl 
S. 76) , wird folgender Satz 5 angefügt : 

,,5Das Gymnasium Penzberg (Landkreis Weil­
heim-Schongau) erhält die gymnasiale Oberstufe 

und wird beginnend mit der Jahrgangsstufe 11 vom 
Schuljahr 1988/89 an bis zur Jahrgangsstufe 13 
ausgebaut. " 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1988 in 
J(raft. 

München, den 20. Juli 1988 

Bayetisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Hans Zehetmair, Staatsminister 

230-1-16-U 

Bekanntmachung 
über die Verbindlicherklärung des Regionalplans 

der Region Main-Rhön (3) 

Vom 5. Juli 1988 

Auf Grund des Art. 18 Abs. 2 Satz 1 des Bayeri­
schen Landesplanungsgesetzes - BayLplG -
(BayRS 230- 1- U) hat das Bayerische Staatsmini­
sterium für Landesentwicklung und Umweltfra­
gen im Einvernehmen mit den übrigen Staatsmini­
sterien den Regionalplan der Region Main-Rhön (3) 
für verbindlich erklärt. Der räumliche Geltungsbe­
reich des Regionalplans umfaßt die gesamte Region 
Main-Rhön (Verordnung über das Landesentwick­
lungsprogramm Bayern - LEP - vom 3. Mai 1984, 
GVBl S.121, ber. S . 337, BayRS 230-1-5-U, geän­
dert durch Verordnung vom 17. Mai 1988, GVBl 
S.114, -Anlage zu § 1, TeilAll 7, Anhang 5) . 

Der Regionalplan ist bei der kreisfreien Stadt 
Schweinfurt sowie bei den Landratsämtern Bad 
Kissingen, Haßberge, Rhön-Grabfeld und Schwein­
furt zur Einsichtnahme für jedermann ab 1. August 

1988 ausgelegt. Die Auslegungszeiten richten sich 
nach den jeweils festgelegten Zeiten für den Partei­
verkehr. 

Der Regionalplan tritt am 1. August 1988 in 
}(raft. Gleichzeitig tritt der Teilabschnitt "Bestim­
mung der zentralen Orte der untersten Stufe 
(J(leinzentren)" des Regionalplans der Region 
Main-Rhön (Bekanntmachung über die Verbind­
licherklärung vom 1. August 1980, GVBI S . 486, 
BayRS 230-1-16-U) außer J(raft. 

München, den 5. Juli 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwickung und Umweltfragen 

Alfred D i c k , Staatsminister 
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